
fährlichkeit“ des Täters bemessen werden sollen und 
z u s ä t z l i c h  zur „schuldangemessenen“ Strafe hinzu­
treten können, ohne jeden Vorbehalt einverstanden, 
auch wenn diese Maßregeln (wie z. B. die Sicherungs­
verwahrung, die Sicherungsaufsicht u. a.) mit schwer­
sten Eingriffen in elementare Grundrechte und -frei- 
heiten des Bürgers verbunden sind. Indem solche 
schwerwiegenden Maßnahmen — abgesehen von den 
Maßregeln gegen Urzurechnungsfähige — zum bloßen 
Anhängsel einer Strafe gemacht und als politisch­
moralisch neutrale Prophylaxe ausgegeben werden, 
glaubt man sie weitgehend der Aufmerksamkeit und 
politischen Wachsamkeit der Massen entziehen zu 
können. In welchem Ausmaß mit den sog. Maßregeln 
der Besserung und Sicherung polizeistaatliche Willkür 
und Gesinnungsverfolgung sanktioniert werden, wird 
später an einigen Beispielen gezeigt. Zuvor ist es not­
wendig, das vom Entwurf vorgesehene Strafensystem 
einer näheren Betrachtung zu unterziehen.

Das Strafensystem 
Als Haupt- bzw. Nebenstrafen sieht der Entwurf 

Zuchthaus, Gefängnis, Strafhaft, Geldstrafe und die 
Aberkennung von Rechten vor. Daneben ist als Voll­
zugsmaßnahme die „Strafaussetzung zur Bewährung“ 
geregelt.

Die T o d e s s t r a f e  wird indessen im Entwurf nicht 
vorgesehen. Das bedeutet jedoch keineswegs, daß diese 
Strafe in das künftige westdeutsche Strafgesetzbuch 
nicht aufgenommen werden soll. Schon 1954 erklärte 
hierzu der damalige Bonner Justizminister:

„Sicher ist jedoch, daß die Abschaffung der Todesstrafe 
. . . nicht etwa den Sinn hatte, ein Signal zu allgemeiner 
Milde in der Strafjustiz zu geben. Im übrigen wird die 
Strafrechtsreform die von vielen Seiten gewünschte Ge­
legenheit bringen, auch dieses Problem erneut zu über­
prüfen.“^

Die „Große Strafrechtskommission“ nahm zu dieser 
Frage nicht etwa nicht Stellung, weil sie hinter dem 
Art. 102 des Grundgesetzes über die Abschaffung der 
Todesstrafe steht, sondern weil diese Frage ein „welt­
anschauliches Problem“ sei, „das nicht von einer Sach- 
verständigen-Kommission gelöst werden kann, sondern 
dessen Entscheidung der Volksvertretung Vorbehalten 
bleiben muß“19 20. Mit dieser ausweichenden, die Wieder­
einführung der Todesstrafe offen lassenden Stellung­
nahme hat sich die „Große Strafrechtskommission“ der 
Politik der Adenauer-Koalition untergeordnet, die ihre 
Entschlossenheit ‘zur Wiedereinführung dieser Strafe 
vor allem für politische Delikte schon mehrfach — 
zuletzt durch den Bundes justizminister persönlich — zu 
verstehen gegeben hat. Um die öffentliche Meinung 
hierauf vorzubereiten, wurden seit 1950 im Bundestag 
nicht weniger als sechs Anträge auf Wiedereinführung 
der Todesstrafe, und zwar überwiegend von Abgeordne­
ten der CDU/CSU, eingebracht21. Es hängt von den 
demokratischen Kräften Westdeutschlands ab, ob es den 
Imperialisten gelingen wird, sich wieder der Todes­
strafe zur gewaltsamen Durchsetzung ihrer volksfeind­
lichen Politik zu bemächtigen.

Bei der F r e i h e i t s s t r a f e  wird an der Scheidung, 
zwischen der Gefängnisstrafe und der mittelalterlichen 
Zuchthausstrafe festgehalten und darüber hinaus — als 
besondere, kurzfristige Freiheitsstrafe — die sog. Straf­
haft vorgesehen (eine Art Arreststrafe in Form von 
Dauerhaft von einer Woche bis zu sechs Monaten oder 
ein- bis vierwöchentliche „Freizeiten“, die von 36 bis 
48 Stunden betragen können). Diese Unterscheidung

19 Bundesanzeiger vom 23. Juli 1954, Nr. 139, S. 10. Ebenso 
der jetzige Justizminister Schaffer, vgl. Die andere Zeitung 
vom 29. Mai 1958 (Nr. 22), S. 5, und Die Welt vom 22. Septem­
ber 1958 (Nr. 220), S. 2.

20 Strauss, Staatssekretär im Bundesjustizministerium, in: 
Die Dritte Gewalt, Sachkritischer Justizpressedienst vom 
27. April 1957, Nr. 8, S. 4, ähnlich die Begründung des Ent­
wurfs, a. a. O., S. 49.

21 Im einzelnen handelt es sich um folgende Anträge: 1. An­
trag vom 24. Februar 1950, eingebracht von der Bayempartei, 
Drucksache Nr. 619 d. 1. Wahlperiode; 2. Antrag vom 10. Sep­
tember 1952, eingebracht von der DP, Drucksache Nr. 3679 d. 
1. Wahlperiode; 3. Antrag vom 18. September 1952, eingebracht 
von Abgeordneten der föderalistischen Union und der CDU/ 
CSU, Drucksache Nr. 3702 der 1. Wahlperiode; 4. Antrag vom
12. Juli 1954, eingebracht von Abgeordneten der DP und
CDU/CSU, Drucksache Nr. 709 d. 2. Wahlperiode; 5. Antrag 
vom 14. Juli 1954, eingebracht von Abgeordneten der CDU/CSU, 
Drucksache Nr. 724 d. 2. Wahlperiode; 6. Antrag vom 14. Ja­
nuar 1958, eingebracht von Abgeordneten der CDU/CSU, Druck­
sache Nr. 113 d. 3. Wahlperiode.

wird damit begründet, daß im Schuldstrafrecht das mit 
der Strafe über Tat und Täter gefällte „sittliche 
Unwerturteil“ auch nach der Art der Strafe abgestuft 
werden müsse und daß dies der Volksüberzeugung ent­
spreche22 * *. Eine unmittelbare reaktionäre Konsequenz 
dieser ethisierenden Unterscheidung der Freiheitsstrafe 
ist die än den alten § 31 StGB anknüpfende Bestimmung 
des Entwurfs (§ 45), nach der eine Verurteilung zu 
Zuchthaus von Rechts wegen zu einer zeitlich unbe­
fristeten und umfassenden staatsbürgerlichen Diskrimi­
nierung des Verurteilten führt, die der mittelalterlichen 
Strafe des „bürgerlichen Todes“ nicht unähnlich ist. Und 
zwar verliert er nach § 45 nicht nur, wie bislang nach 
§ 31 StGB, die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter, sondern darüber hinaus auch die Fähigkeit, 
Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, sowie seine 
öffentlichen Würden und Titel. Die nach § 50 des Ent­
wurfs mögliche Wiederverleihung der erstgenannten 
Fähigkeiten kann nur erfolgen, wenn der Verurteilte 
sich zehn Jahre lang „gut geführt“ hat und „der Wieder­
verleihung würdig erscheint“, d. h;, wenn er zu einem 
willfährigen Untertan des imperialistischen Staates ge­
worden ist.

Die allgemeine Tendenz des Entwurfs zur Verschär­
fung der Zwangsmaßnahmen äußert sich aber vor allem 
in der allgemeinen, z. T. erheblichen Erhöhung der 
Strafrahmen für Zuchthaus und Gefängnis. So soll nach 
§ 44 bei zeitigem Zuchthaus trotz Beibehaltung der 
lebenslangen Zuchthausstrafe das Höchstmaß auf 
zwanzig Jahre und das Mindestmaß auf zwei Jahre 
heraufgesetzt werden, während der gesetzliche Straf­
rahmen für Gefängnis künftig einen Monat bis zu zehn 
Jahren betragen soll.

In diesem Zusammenhang ist auch der § 63 des Ent­
wurfs über die S t r a f s c h ä r f u n g  f ü r s o g .  R ü c k ­
f a l l t ä t e r  zu erwähnen. Hiernach ist derjenige, der 
schon zweimal wegen einer vorsätzlichen Tat zu Frei­
heitsstrafe von mindestens drei Monaten verurteilt 
worden ist und eine weitere mit Freiheitsstrafe be­
drohte vorsätzliche Tat begeht, mit Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten zu bestrafen, wenn ihm „vorzu­
werfen“ ist, „daß er sich die früheren Verurteilungen 
nicht hat zur Warnung dienen lassen“. In diesem Falle 
kann das Höchstmaß der Strafe das Doppelte der für die 
Tat sonst zulässigen Höchststrafe betragen. Hiermit 
wird also eine allgemeine Rückfallverschärfung einge­
führt, bei der die begrenzten Strafrahmen des Besonde­
ren Teils generell (bis zur gesetzlichen Höchstgrenze) 
von 20 Jahren Zuchthaus bzw. 10 Jahren Gefängnis) ver­
doppelt, also faktisch aufgelöst werden. Diese Bestim­
mung stellt wegen ihrer geringeren Mindeststrafe und 
der relativen Begrenzung des Höchstmaßes scheinbar 
noch einen gewissen Fortschritt gegenüber der jetzt 
noch nach § 20 a StGB geltenden „Strafschärfung für 
gefährliche Gewohnheitsverbrecher“ dar. Sie ist es aber 
in Wirklichkeit nicht, da sie gerade dadurch und mit 
dem Verzicht auf die Beurteilung des Täters als „ge­
fährlichen Gewohnheitsverbrecher“ die Gerichte er­
muntern wird, in weit größerem Umfang als bei § 20 a 
StGB von der Strafschärfung Gebrauch zu machen. 
Damit werden zugleich Voraussetzungen für eine breite 
Anwendung der sog. Sicherungsaufsicht geschaffen, die 
nach § 100 des Entwurfs als zusätzliche Maßregel gegen 
„Rückfalltäter“ zugelassen wird. Die terroristische 
Rolle, die dieser maßlos ausgeweiteten verschärften 
Rückfallbestrafung insbesondere auf dem Gebiete der 
politischen Strafjustiz zugedacht ist, ist unschwer zu 
erkennen.

Das nicht minder reaktionäre Gegenstück hierzu ist 
die sog. S t r a f a u s s e t z u n g  z u r  B e w ä h r u n g ,  
die bereits mit dem 3. Strafrechtsänderungsgesetz ein­
geführt und in den Entwurf übernommen wurde (§§ 73 
bis 84). Sie ist bei Gefängnisstrafen bis zu neun Mo­
naten oder Strafhaft zulässig und bewirkt bei „guter 
Führung“ innerhalb einer Bewährungszeit von zwei bis 
fünf Jahren Straferlaß durch das Gericht. Diese Maß­
nahme, die sich dem Namen nach fortschrittlich und 
demokratisch ausnimmt, ist als ein ausgeklügeltes 
System polizeistaatlicher Bevormundung und Willkür 
ausgestaltet. Außer Auflagen zur Wiedergutmachung

22 Begründung, S. 50; ferner Bericht über die erste Arbeits­
tagung der Großen Strafrechtskommission, ZSt 1954, Bd. 66, 
S. 579 fl.
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